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3.1 Mitglieder-Potenzial67

Linksextremismus-Potenzial Bundesrepublik Deutschland 2015 2016

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 20.300 21.800

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten68 7.100 7.600

Summe 27.400 29.400

Nach Abzug von Mehrfachmitgliedschaften 26.700 28.500

Davon gewaltorientierte Linksextremisten69 7.700 8.500

Linksextremismus-Potenzial Niedersachsen70 2015 2016

Marxisten-Leninisten und andere revolutionäre Marxisten 435 435

Autonome und sonstige gewaltbereite Linksextremisten 625 625

Summe 1.060 1.060

67 Die Zahlenangaben sind zum Teil geschätzt und gerundet.

68 In die Statistik sind nicht nur tatsächlich als Täter/ Tatverdächtige festgestellte Personen 
einbezogen, sondern auch solche Linksextremisten, bei denen lediglich Anhaltspunkte 
für Gewaltbereitschaft gegeben sind. Erfasst sind nur Gruppen, die feste Strukturen auf-
weisen und über einen längeren Zeitraum aktiv waren. Das Mobilisierungspotenzial der 
„Szene“ umfasst zusätzlich mehrere tausend Personen.

69 Bis 2013 hat das Bundesamt für Verfassungsschutz bei der Darstellung des Personenpo-
tenzials ausschließlich die Anzahl der gewaltbereiten Linksextremisten ausgewiesen. Ab 
2014 gibt es nunmehr die Anzahl gewaltorientierter Linksextremisten an, in der die Zahl 
der gewaltbereiten Linksextremisten als Teilmenge enthalten ist.

70 Die für den Bund eingefügte Fußnote gilt entsprechend auch für Niedersachsen. Auf den 
Abzug von Mehrfachmitgliedschaften in Höhe von ca. zwei Prozent wie beim Bund ist 
verzichtet worden.
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3.2 Einführung

Für die Ideologie des deutschen Linksextremismus sind die bei-

den ideengeschichtlichen Grundströmungen des 19. Jahrhunderts,  

Marxismus und Anarchismus, von fundamentaler Bedeutung. 

Linksextremisten greifen die in der amerikanischen Menschen-

rechtserklärung von 1776 und in der Französischen Revolution von 

1789 proklamierten Werte Freiheit und Gleichheit in radikaler Zu-

spitzung auf und wollen den demokratischen Rechtsstaat auch auf 

revolutionärem Wege überwinden, um ihn durch eine klassenlose 

bzw. herrschaftsfreie Gesellschaft zu ersetzen.

Kommunistische Gruppierungen wollen das bestehende politische 

System überwinden und streben über die Errichtung einer Diktatur 

des Proletariats unter Führung einer „proletarischen Avantgarde“ 

eine klassenlose Gesellschaft an. Marxistisch-Leninistische Organi-

sationen wie die Deutsche Kommunistische Partei (DKP), die Marxis-

tisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD), aber auch die extre-

mistischen Teile der Partei DIE LINKE. halten daher an der Idee einer 

Revolution der Arbeiterklasse fest. Demgegenüber propagieren 

anarchistische Gruppierungen die Überwindung des bestehenden 

politischen Systems auf dem Wege massenhaften zivilen Ungehor-

sams71 und „vorbildhafter“ Selbstorganisation. Linksextremistische 

Organisationen stimmen in der Notwendigkeit einer revolutionären 

Veränderung der bestehenden Verhältnisse überein, die das interna-

tionale Zusammenwirken aller revolutionären Kräfte erfordert (Inter-

nationalismus). Kommunismus und Anarchismus unterscheiden sich 

in der Bewertung der Freiheitsrechte. Überdeckt der übersteigerte 

Gleichheitsbegriff kommunistisch ausgerichteter Organisationen die 

individuellen Freiheitsrechte, lehnen anarchistische Gruppierungen 

staatliche Organisation und damit Machtstrukturen (Hierarchien) 

generell ab. Beide orientieren sich an der Utopie einer klassen- bzw. 

herrschaftsfreien Ordnung, d. h. an dem Ideal von der vollkom-

menen Befreiung des Menschen von allen gesellschaftlichen, poli-

tischen, ökonomischen und kulturellen Zwängen. Anarchisten, die 

in ihrem konkreten politischen Handeln diesen utopischen Entwurf 

71 Ziviler Ungehorsam ist insbesondere bei den „gewaltfreien“ Anarchisten der Verstoß ge-
gen ein Gesetz aus Gewissensgründen; dabei wird bewusst in Kauf genommen, dafür 
bestraft zu werden.
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vorzuleben versuchen, verneinen auf Zwang beruhende Zwischen-

stadien zur Realisierung dieser klassenlosen Gesellschaft wie die von 

Kommunisten angestrebte Diktatur des Proletariats. Das westliche 

Gesellschaftsmodell, d. h. die Marktwirtschaft sowie der demokrati-

sche Rechtsstaat und die ihn repräsentierenden Mächte, allen voran 

die USA und ihre Verbündeten, stehen für den Gegenentwurf zum 

ideologischen Weltbild der Linksextremisten und sind so eines ihrer 

zentralen Feindbilder. Die wechselweise als kapitalistisch oder neo-

liberal bezeichnete westliche Wirtschaftsordnung wird grundsätz-

lich als Ausbeutung des Menschen durch den Menschen abgelehnt. 

Linksextremisten wollen dem ihrer Meinung nach „entfesselten 

Kapitalismus“ Einhalt gebieten und fordern, wie z. B. die Interven-

tionistische Linke (IL) auf ihrer Internetseite, „Make capitalism his-

tory!“. Ihre Kritik konzentriert sich vor allem auf die Großkonzerne, 

die NATO und ihre Führungsmacht, die USA. Die Verantwortung für 

internationale Konflikte und Krisen verorten sie im Westen.72

3.3 Aktuelle Entwicklungen  
im Linksextremismus

Die Entwicklung des Linksextremismus wurde im Jahr 2016 erneut 

weitgehend von der autonomen Szene bestimmt. Als Reaktion auf 

die bereits seit den 1990er Jahren zunehmende interne Kritik an der 

Theorieferne, der Unorganisiertheit und der Selbstbezogenheit der 

autonomen Bewegung, versuchen seit geraumer Zeit Teile von ihnen 

der Ideologie-, Organisations- und Bündnisfrage mehr Raum zu ge-

ben. Vor diesem Hintergrund sind in den letzten Jahren bundesweit 

verschiedene linksextremistische Bündnisse entstanden. Im undog-

matischen Bereich hat sich mit den sogenannten Postautonomen ein 

Phänomen innerhalb der linksextremistischen Szene entwickelt, das 

dabei ist, die autonome Szene nachhaltig zu verändern.73

Postautonome Gruppierungen zeichnen sich durch eine breit gefä-

cherte Bündnispolitik und den Willen aus, sich zu organisieren und 

72 Siehe Kapitel 3.4, Abschnitt „Kampf gegen Faschismus“.

73 Für eine Erläuterung der Begriffe „dogmatisch“ und „undogmatisch“ siehe Kapitel 3.4, 
Abschnitt „Ereignisse und Entwicklungen“.
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zu vernetzen. Ideologisch orientieren sie sich an marxistisch-leni-

nistischen Weltbildern. Sie verzichten aber bewusst auf eine exakte 

ideologische Festlegung und somit auf eine dogmatische Interpre-

tation der marxistischen und anarchistischen Klassiker. Diese ideolo-

gische Unverbindlichkeit macht es ihnen möglich, sich auf der Basis 

von Minimalkonsensen bis weit in orthodoxe, aber auch nichtext-

remistische Kreise zu vernetzen. Sie wollen in einem langfristigen 

Prozess die herrschenden Verhältnisse überwinden und eine kom-

munistische Gesellschaft errichten. Für Niedersachsen sind vor allem 

zwei bundesweite Zusammenschlüsse relevant: die Interventionisti-

sche Linke (IL) und das Bündnis „… ums Ganze! Kommunistisches 

Bündnis“ (uG).

Autonome und Postautonome greifen gesamtgesellschaftlich re-

levante Themen auf, die die Menschen bis weit in die Mitte  der 

Gesellschaft bewegen und zum zivilgesellschaftlichen Engagement 

herausfordern. Im Gegensatz zum demokratischen Protest, der frei 

ist von systemüberwindenden Forderungen, basiert der linksextre-

mistische auf ideologischen Grundannahmen, für die eine prinzipi-

elle Gegnerschaft zum politischen System der Bundesrepublik und 

seiner Wirtschaftsordnung kennzeichnend ist. Linksextremisten die-

nen ihre Themen wie „Antifaschismus“, „Antirassismus“ oder „An-

tirepression“ daher vor allem als Plattform für ihr eigentliches Ziel, 

den Kampf gegen den demokratischen Rechtsstaat. Erst wenn die-

ser überwunden ist, lassen sich ihrer Auffassung nach alle anderen 

gesellschaftlichen Probleme lösen. 

Insbesondere vor dem Hintergrund der anhaltenden Flüchtlingspro-

blematik, weiter stattfindender Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünf-

te und zunehmender Auseinandersetzungen zwischen Linksextre-

misten und Rechtsextremisten, spiegelte sich diese Vorgehensweise 

im Jahr 2016 auch innerhalb der niedersächsischen linksextremisti-

schen Szene wider.

Die Ereignisse des zurückliegenden Jahres, vor allem die gewaltsa-

men Übergriffe in Göttingen und Umland auf Verbindungsstudenten 

und Rechtsextremisten bzw. diejenigen, die Linksextremisten dafür 

halten, zeigen zudem, dass die Hemmschwelle von Linksextremisten 

zur Anwendung von Gewalt auch gegen Menschen niedrig ist.

Im Bereich des parteigebundenen Linksextremismus setzte sich  

die zunehmende politische Bedeutungslosigkeit der orthodox  
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marxistisch-leninistisch ausgerichteten Parteien Deutsche 

Kommunistische Partei (DKP) und Marxistisch-Leninistische 

Partei Deutschlands (MLPD) weiter fort. Während die MLPD 

auf eine Kandidatur bei den niedersächsischen Kommu-

nalwahlen des Jahres 2016 verzichtete, trat die DKP zwar 

an, kandidierte aber nur in Hannover für den Stadtrat und 

zwei Stadtbezirksräte. Sie erreichte lediglich 1.827 Stimmen  

(0,3 Prozent). Zudem stagnieren die Mitgliederzahlen beider 

Parteien seit Jahren auf niedrigem Niveau.

Neben kontinuierlich schwachen Wahlergebnissen von deutlich un-

ter einem Prozent74 leiden beide Parteien unter einer massiven Über-

alterung ihrer Mitglieder. Vor diesem Hintergrund muss konstatiert 

werden, dass sowohl die DKP als auch die MLPD in der niedersäch-

sischen Öffentlichkeit kaum wahrnehmbar sind und sie für die Beur-

teilung des linksextremistischen Gesamtpotenzials auch künftig nur 

eine untergeordnete Rolle spielen werden.

74 DKP – Europawahl 2014: 0,1 Prozent; Landtagswahl 2013: nicht angetreten; Bundestags-
wahl 2013: nicht flächendeckend angetreten. MLPD – Europawahl 2014: 0,1 Prozent; 
Landtagswahl 2013: nicht angetreten; Bundestagswahl 2013: 0,1 Prozent.

Sitz / Verbreitung Autonome / Postautonome  

Landesweite Präsenz mit Schwerpunkten in Braunschweig,  

Göttingen, Hannover, Oldenburg und Osnabrück

Mitglieder /  

Anhänger / 

Sympathisanten

Bund: 6.800  Niedersachsen: 595 

Publikationen Alhambra, Oldenburg (unregelmäßig)  

autonomes Blättchen, Hannover (unregelmäßig)

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden 

sowie Solidaritätsveranstaltungen, keine Mitgliedsbeiträge

3.4 Autonome und sonstige  
gewaltbereite Linksextremisten
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Kurzportrait / Ziele Das Ziel autonomer Gruppierungen ist es, den Staat und seine 

Institutionen auch gewaltsam abzuschaffen und durch eine „herr-

schaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Die autonome Bewegung 

kennt dabei keine mit kommunistischen Organisationen vergleich-

bare einheitliche Ideologie. Ihr Weltbild setzt sich vielmehr aus 

kommunistischen und anarchistischen Elementen zusammen.

Die verschiedenen Gruppen der autonomen Bewegung finden 

sich über Aktions- und Themenfelder zusammen, die sich zu 

einem erheblichen Teil an aktuellen politischen Ereignissen und 

Problemfeldern orientieren. Diese Vorgehensweise soll dazu bei-

tragen, den autonomen Widerstand öffentlich besser zu vermit-

teln, um so gesamtgesellschaftlich anschlussfähiger zu werden. 

Gegenwärtig sind vor allem die Themenfelder „Antifaschismus“, 

„Antirassismus“ und „Antirepression“ für das autonome Spekt-

rum in Niedersachsen von Bedeutung. Die autonome Szene sieht 

sich seit mehreren Jahren mit der Problematik konfrontiert, dass 

sie aufgrund interner Streitigkeiten und einer oftmals brüchigen 

Vernetzung nur unzureichend agieren kann. Um diesem Umstand 

etwas entgegenzusetzen, haben sich bundesweit sogenannte 

postautonome Zusammenhänge etabliert, die mit langfristigen 

Bündnisstrukturen versuchen, die Autonomen aus der auch von 

ihnen selbst beklagten Krise zu holen. Für Niedersachsen sind da-

bei vor allem die Interventionistische Linke (IL) und das Bündnis 

„… ums Ganze! Kommunistisches Bündnis“ (uG) relevant.

Die Postautonomen

Schon seit Jahren leidet die autonome Szene sowohl bundesweit 

als auch in Niedersachsen unter internen Streitigkeiten und einer 

hohen Fluktuation. So existieren autonome Gruppierungen zumeist 

nur für kürzere Zeiträume, ihre Akteure wirken oft nur kurzfristig 

mit. Teile der autonomen Szene reflektieren diese Missstände schon 

seit längerem und versuchen daher, für konkrete Projekte Gruppen-

strukturen und Netzwerke aufzubauen. Diese oftmals als postau-

tonom bezeichneten Gruppierungen verstehen sich nach wie vor 

als Autonome, auch wenn sie sich in einigen Punkten von diesen 

unterscheiden. Ihre Politik ist langfristiger angelegt und verfolgt 

eine Strategie der kleinen Schritte. Dabei ist ein wichtiger Aspekt 
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die weitgefächerte Bündnispolitik, mit der eine breite Öffnung hin 

zu bislang unpolitischen Bevölkerungsschichten verbunden ist. Die 

Postautonomen beabsichtigen, über die gezielte Zuspitzung aktu-

eller politischer (Krisen-)Themen möglichst viele Personen zu errei-

chen und mittelfristig zu radikalisieren.

So waren sie im Jahr 2016 an zentraler Stelle an den Protesten ge-

gen den Braunkohletagebau in der Niederlausitz unter dem Motto 

„Ende Gelände“ ebenso beteiligt wie gegenwärtig an der Organisa-

tion der Protestaktionen gegen den G20-Gipfel der führenden Wirt-

schaftsnationen vom 07. bis 08.07.2017 in Hamburg.

Antiimperialisten und Antideutsche

Die sogenannten Antideutschen bildeten sich mit Beginn der 1990er 

Jahre als eine neue Strömung innerhalb des autonomen Spektrums 

heraus. Ideologisch wenden sie sich gegen einen vermeintlichen 

deutschen Nationalismus. Vor dem Hintergrund der deutschen Wie-

dervereinigung befürchteten ihre Aktivisten ein Erstarken des Nati-

onalismus innerhalb der vereinigten Bundesrepublik und eine Rück-

kehr zum Nationalsozialismus. Im Zuge der Golfkriege von 1990 und 

2003 solidarisierten sie sich bedingungslos mit dem Staat Israel und 

seiner Schutzmacht, den USA. Eine für Autonome ungewöhnliche 

politische Haltung, da sie prinzipiell staatliche Strukturen, Instituti-

onen und Repräsentanten ebenso ablehnen wie das westliche Wirt-

schafts- und Gesellschaftsmodell oder jegliche Form von Militär. 

Aus diesem Grund kam es zum Bruch zwischen den Antideutschen, 

die eine Minderheitenposition innerhalb des autonomen Spektrums 

vertraten und vertreten, und den die autonome Szene dominie-

renden sogenannten Antiimperialisten mit ihrer ausgeprägten an-

tiwestlichen, insbesondere antiamerikanischen und antiisraelischen 

Haltung. Dieser ideologische Bruch vollzieht sich nicht nur im auto-

nomen, sondern auch im postautonomen Spektrum. So ist beispiels-

weise die IL mit ihren niedersächsischen Ablegern in Hannover und 

Göttingen als antiimperialistisch zu charakterisieren, während das 

Bündnis uG eindeutig antideutsch geprägt ist.75 

75 Die beiden Göttinger Gruppen Antifaschistische Linke International (A.L.I.) und Basisde-
mokratische Linke Göttingen (BLG) sind Teil der antiimperialistisch ausgerichteten IL, wäh-
rend die Redical [M] die Göttinger Ortsgruppe des antideutsch ausgerichteten Bündnisses 
uG bildet. In Hannover ist die Gruppierung Fast Forward Hannover im Bündnis uG organi-
siert, darüber hinaus gibt es eine IL-Ortsgruppe Hannover.
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Nicht selten führen diese Diskrepanzen zur Lähmung der politischen 

Arbeit innerhalb der autonomen Szene, da beide Seiten nur bedingt 

dazu bereit sind, miteinander zu kooperieren.

Interventionistische Linke (IL)

Die IL entstand 1999 als eine „strategische Verabredung“ undogma-

tischer Linksextremisten verschiedener Strömungen. In sogenannten 

Beratungstreffen fanden sich Gruppierungen und Einzelpersonen 

zusammen, um Überlegungen anzustellen, wie die Handlungsfähig-

keit und Wahrnehmbarkeit der „radikalen Linken“ in der Bundesre-

publik Deutschland erhöht werden könne. Ab 2004 wurden diese 

Treffen gezielt für linksextremistische Gruppen aus dem postauto-

nomen Spektrum geöffnet. Es entstand ein bundesweit agierendes 

Netzwerk aus linksextremistischen Gruppierungen und Einzelakti-

visten, dem in geringem Maße auch nichtextremistische Personen 

angehörten.

Um eine Anschlussfähigkeit an das demokratische Spektrum her-

zustellen, bemüht sich die IL um ein gemäßigteres äußeres Erschei-

nungsbild, als es sonst in der autonomen Szene üblich ist. So sind 

ihre Protagonisten beispielsweise bei Demonstrationen bereit, auf 

szenetypische Kleidung und die Anwendung von Gewalt zu verzich-

ten. Dabei handelt es sich jedoch um ein rein taktisches Verhalten, 

hinter dem sich eine latent vorhandene Militanz verbirgt, wie die IL 

in ihrem Zwischenstandspapier deutlich macht: 

„Unsere Mittel und Aktionsformen, defensive wie offensive, bestimmen wir also strategisch 

und taktisch in den jeweiligen Situationen. … Es geht uns darum, die kollektive Fähigkeit 

herzustellen, die Wahl der Mittel nach unseren Zielen selbst zu bestimmen.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der IL, 25.01.2017)

Aus diesem Grunde kann die IL eine Scharnierfunktion zwischen 

dem gewaltorientierten linksextremistischen Spektrum, den dog-

matischen Linksextremisten und dem demokratischen Protest ein-

nehmen. Das ermöglicht ihr, Mobilisierungserfolge zu erzielen und 

unterstreicht zugleich die wachsende Bedeutung des Netzwerkes 

für die gesamte linksextremistische Szene.
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Ihre verfassungsfeindliche Ausrichtung bringt die IL u. a. in ihrem 

Selbstverständnis zum Ausdruck:

„Wir wollen eine radikale Linke, die aktiv nicht nur gegen die Zumutungen und Grausam-

keiten, sondern gegen den Kapitalismus insgesamt kämpft, die dabei immer wieder neue 

Allianzen sucht, die Brüche vertieft und Chancen ergreift, die lieber Fehler macht und aus 

ihnen lernt, anstatt sich im Zynismus der reinen Kritik zu verlieren. Wir wollen eine radikale 

Linke, die auf den revolutionären Bruch mit dem nationalen und globalen Kapitalismus, mit 

der Macht des bürgerlichen Staates und allen Formen von Unterdrückung, Entrechtung, 

Diskriminierung orientiert ist. Kurz: Wir wollen eine neue, gesellschaftliche radikale Linke, 

die um politische Hegemonie ringt und Gegenmacht organisiert.

(veröffentlicht auf der Internetseite der IL, 25.01.2017)

Gegenwärtig bestehen in 26 deutschen Städten sowie in Graz und 

Wien (Österreich) Ortsgruppen der antiimperialistisch ausgerichte-

ten IL, zwei davon in Niedersachsen (Göttingen und Hannover). Die 

IL folgt eigentlich dem Prinzip, wonach pro Stadt nur eine Ortsgrup-

pe bestehen soll. In Göttingen ist diese Ausrichtung jedoch bislang 

nicht angenommen worden. Dort sind die beiden Gruppierungen 

Antifaschistische Linke International (A.L.I.) und Basisdemokratische 

Linke (BL) weiterhin eigenständige Mitglieder der IL.

Bündnis …ums Ganze! Kommunistisches Bündnis (uG)

Ein weiteres postautonomes Bündnis mit niedersächsischer Betei-

ligung stellt das Bündnis uG dar. In ideologischer Abgrenzung zur 

IL ist das Bündnis uG dem antideutschen Lager zuzu-

rechnen. Folgt man der Selbstdarstellung des Bündnis-

ses, so wurde es 2006 gegründet, um „linksradikale 

Gesellschaftskritik überregional zu organisieren und 

handlungsfähig zu machen.“ Nach eigener Aussage 

geht es dem Bündnis uG dabei nicht nur um eine „Kritik, für die es 

weder Institutionen noch Parlamente noch feste Verfahren“ gebe, 

sondern auch um die „Kritik gesellschaftlicher Herrschaft als gan-

zer“. Das postautonome Bündnis strebt nach einer herrschaftsfreien 

kommunistischen Gesellschaft. Wie diese Gesellschaftsform konkret 

aussehen soll, bleibt jedoch, wie so oft im undogmatischen Links-

extremismus, äußerst diffus.
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Gegenwärtig ist das Bündnis uG in zehn deutschen Städten sowie 

in Wien (Österreich) organisiert, von denen die Gruppierungen Fast 

Forward Hannover sowie die Redical [M] aus Göttingen in Nieder-

sachsen ansässig sind.

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit 

Gemeinsames Ziel aller autonomen Gruppierungen ist es, den Staat 

und seine Institutionen gewaltsam abzuschaffen und durch eine 

„herrschaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie sich 

gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind dem-

nach verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 NVerfSchG).

Ereignisse und Entwicklungen

Autonome Gruppierungen sind nicht wie kommunistische Organisa-

tionen von einer einheitlichen Ideologie geprägt. Sie verknüpfen viel-

mehr Elemente kommunistischer und anarchistischer Weltbilder mit-

einander. Autonome im klassischen Sinne verstehen sich zwar auch 

als undogmatische Linke76 und streben wie die Vertreter der ortho-

doxen bzw. dogmatischen K-Gruppen77 die sozialistische Revolution 

an, beantworten die „Organisationsfrage“ aber anders. Sie lehnen 

eine staatliche Ordnung und jegliche Form von Hierarchien ab und 

sprechen sich für die Selbstorganisation des Zusammen lebens aus.

Dem linksextremistischen Verständnis nach üben die „kapitalisti-

schen Produktionsverhältnisse“ Gewalt gegen ihre Bürger aus: Sie 

stellen eine auf gesellschaftlichen Strukturen, Werten, Normen, 

76 Als undogmatische Linke bezeichnet man linksradikale bis linksextremistische Gruppen, 
die sich in der Nachfolge der Außerparlamentarischen Opposition (APO) sahen. Diese 
häufig auch als „Spontis“ bezeichneten Gruppen hielten die „Spontaneität der Massen“ 
für das revolutionäre Element der Geschichte. Im Gegensatz zu Marxisten-Leninisten, die 
glauben, für die Revolution sei eine Avantgarde-Partei vonnöten, die die Führung in eine 
bessere Zukunft übernehmen müsse, waren die Spontis eher „antiautoritär“ ausgerichtet. 
Nicht Theorieschulungen und Parteiaufbau standen für sie im Vordergrund ihrer Aktivitä-
ten, sondern „spontane“, nichtsdestoweniger abgesprochene Aktionen in der Öffentlich-
keit.

77 Der Begriff „K-Gruppen“ ist eine Sammelbezeichnung für politische Gruppierungen wie 
den Kommunistischen Bund Westdeutschlands (KBW) oder die MLPD, die sich seit dem 
Ende der 1960er Jahre am Marxismus-Leninismus maoistischer Prägung orientieren und 
sich die Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung zum Ziel gesetzt 
haben.
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Institutionen und Machtverhältnissen basierende „strukturelle Ge-

walt“ gegenüber den Bürgern dar und hindern diese daran, sich 

ihren Anlagen und Möglichkeiten entsprechend frei zu entfalten. 

Aus dieser so empfundenen „Gewalt des Systems“ leiten Autonome 

und sonstige gewaltbereite Linksextremisten ein vermeintliches Na-

turrecht auf gewaltsamen Widerstand ab. Linksextremistische Ge-

walt versteht sich demzufolge als „Gegengewalt“, als reaktives und 

dadurch legitimes Mittel, um die herrschende Gewalt aufzubrechen 

und Veränderungen herbeizuführen. Aus diesem Grund spielt die 

Anwendung von Gewalt weiterhin eine zentrale Rolle in der autono-

men Szene, wie sich im Jahr 2016 vor allem im Raum Göttingen an 

einer Vielzahl von planmäßigen Angriffen gezeigt hat. Neben einer 

Reihe von Brandstiftungen an PKWs und Häusern wurden auch ge-

zielte Körperverletzungsdelikte verübt. 

So wurden im Jahr 2016 sieben PKWs von Personen, die dem rechts-

extremistischen Freundeskreis Thüringen/Niedersachsen (FKTN) und 

dessen Umfeld zugerechnet werden können, in Brand gesetzt bzw. 

versucht in Brand zu setzen. In der Mehrzahl der Fälle kam es zu 

beträchtlichen Sachschäden, so z. B. bei einer Brandstiftung an dem 

PKW eines FKTN-Sympathisanten am 31.10.2016 in Duderstadt mit 

einem Gesamtschaden in Höhe von ca. 11.000 EUR.

Zu keiner dieser Brandstiftungen liegen bislang Selbstbezichtigungs-

schreiben der autonomen Szene vor, nichtsdestotrotz positioniert 

sich das linksextremistische Spektrum Göttingens unmissverständ-

lich dazu. So konstatiert die antideutsch geprägte Gruppierung Re-

dical [M] auf Facebook unter Bezugnahme auf einen Presseartikel zu 
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einem der Brandanschläge: „Wer Nazidemos im Umland anmeldet, 

muss sich nicht wundern!“

Bei mehreren dieser Brandstiftungen konnten im direkten Umfeld 

des Tatortes zudem die gesprühten Symbole „Hammer und Sichel“ 

festgestellt werden. Dieses Symbol wurde darüber hinaus am 

17.04.2016 neben einem weiteren Schriftzug an einem Haus der 

Studentenverbindung Corps Hannovera in Göttingen aufgefunden. 

Auf dem Gelände neben dem Haus wurde von unbekannten Tätern 

zudem ein Schuppen in Brand gesetzt. Der Brand griff auf ein be-

wohntes Nachbargebäude über. Der Modus Operandi und die auf-

gesprühte Hammer-und-Sichel-Symbolik lassen auch hier auf einen 

linksextremistisch motivierten Hintergrund der Taten schließen.

Neben diesen Brandstiftungen wurden im Jahr 2016 in Göttingen 

auch mehrere teils schwere Körperverletzungsdelikte verübt. Be-

troffen davon waren Personen, die von der autonomen Szene dem 

rechtsextremistischen Spektrum zugerechnet werden. In den Fokus 

der autonomen Szene gerieten vor allem die Mitglieder und Unter-

stützer des FKTN. So griffen am 14.08.2016 etwa 40 bis 50 ver-

mummte Personen sechs Mitglieder des FKTN in Göttingen mit Pfef-

ferspray an und traktierten sie mit Schlägen und Tritten.

In den beiden Universitätsstädten Göttingen und Hannover sahen 

sich zudem auch Verbindungsstudenten direkten Angriffen durch 

die autonome Szene ausgesetzt. Am 09.06.2016 wurde ein mit einer 

Schärpe bekleideter Verbindungsstudent gezielt von zwei vermumm-

ten Personengruppen mit Schlägen und Tritten attackiert. Eine Beglei-

terin des Verbindungsstudenten erlitt ebenfalls Verletzungen.

Auch wenn zu dieser gefährlichen Körperverletzung ebenso wie zu 

den meisten anderen Straftaten keine eindeutigen Belege oder Be-

kennerschreiben vorliegen, kann in diesem Fall dennoch konstatiert 

werden, dass die linksextremistische Szene Göttingens diese Straftat 

zumindest gutheißt und das Opfer über die sozialen Medien sogar 

noch verhöhnt. Unter Bezugnahme auf die geschilderten Ereignisse 

heißt es auf der Facebook-Seite von Links Unten Göttingen: 

„Was ist das für ein Leben in Göttingen? Gleich zweimal innerhalb von Minuten wegen  

seiner Schärpe verhauen werden. Wir wissen warum wir Göttingen lieben.“
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In die gleiche Richtung kommentierte die besagte Facebook-Seite 

auch einen gezielten Angriff auf einen Verbindungsstudenten vom 

04.12.2016. Mindestens drei Personen haben dabei ihrem Opfer, 

nachdem es ein Burschenschaftsgebäude verließ, unvermittelt ge-

gen den Hinterkopf und ins Gesicht geschlagen. Hierzu heißt es bei 

Links Unten Göttingen: 

„Seine Verbindungsbrüder hätten ihm sagen sollen, dass er nicht mit Schärpe sichtbar aus 

dem Haus gehen soll. So ist das halt in Göttingen…“

Kampf gegen Faschismus

Zentrales Anliegen der Autonomen ist der Kampf gegen Faschismus 

bzw. der „Antifaschismus“, da dieser der Öffentlichkeit aus ihrer 

Sicht am besten zu vermitteln ist. So sind auch die gewalttätigen 

Übergriffe in Göttingen in das Themenfeld „Antifaschismus“ ein-

zuordnen. Unter Rückgriff auf die von dem damaligen Vorsitzenden 

der Kommunistischen Internationale (Komintern), Georgi Dimitroff, 

im August 1935 auf dem VII. Weltkongress der Komintern in Moskau 

aufgestellte These, wonach der Faschismus „die offene terroristi-

sche Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am 

meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals“78 sei, ist der 

Faschismus dem linksextremistischen Verständnis nach dem Kapi-

talismus immanent. Faschismus kann deshalb nur dann erfolgreich 

bekämpft werden, wenn zugleich auch seine Ursache, der Kapitalis-

mus, beseitigt wird. Konsequenter „Antifaschismus“ zielt daher für 

Linksextremisten immer zwangsläufig auch auf die kapitalistische 

Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, die es zu überwinden gilt.

Ein niedersächsisches Beispiel für den von Autonomen geführten 

Kampf gegen Faschismus stellte im Jahr 2016 neben den beschrie-

benen Auseinandersetzungen mit dem Freundeskreis Thüringen/

Niedersachsen (FKTN) die Neuauflage der Kampagne „Alles muss 

man selber machen - Kein Raum für rechte Propaganda“ dar. Die 

Initiatoren der Kampagne riefen im Rahmen des niedersächsischen 

Kommunalwahlkampfes, ähnlich wie zur Bundestagswahl 2013, 

dazu auf, die Wahlkampfmaterialien von NPD und AfD sowie ei-

78 Georgi Dimitroff, Die Offensive des Faschismus und die Aufgaben der Kommunistischen 
Internationale im Kampf für die Einheit der Arbeiterklasse gegen den Faschismus, in: ders., 
Gegen Faschismus und Krieg. Ausgewählte Reden und Schriften, Leipzig 1982, Seiten 49-
136, hier Seite 52.
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niger Regionalparteien gezielt zu beschädigen. In 

Niedersachsen wurden flächendeckend Wahlplakate 

gestohlen und zerstört. Überproportional hiervon 

betroffen war die AfD. Darüber hinaus wurden auch 

mehrfach Personen an Wahlkampfständen oder auf 

Wahlkampfveranstaltungen körperlich attackiert. So 

wurde z. B. am 29.08.2016 der AfD-Bundessprecher 

Jörg Meuthen auf einer Wahlkampfveranstaltung in 

Hittfeld (Landkreis Harburg) mit einer noch gefrore-

nen Torte beworfen und dabei leicht verletzt.

Generell ist festzustellen, dass sich die autonome 

Szene im Jahr 2016 in ihrer „Antifaschismus-Arbeit“ 

erneut stark auf die direkte Auseinandersetzung mit 

der AfD konzentriert hat. Neben diversen Aktionen 

im niedersächsischen Kommunalwahlkampf wurden 

auch andere Veranstaltungen der Partei, wie beispielsweise ein In-

formationsabend am 12.10.2016 an der Volkshochschule Nienburg, 

versucht zu vereiteln. Hierbei drangen mehrere vermummte Aktivis-

ten, die sich zur bundesweiten antideutsch-geprägten Kampagne 

„Nationalismus ist keine Alternative“ bekannten, in den Veranstal-

tungsraum ein und störten den Vortrag.

Kampf gegen Rassismus

Das Aktionsfeld „Antirassismus“ hat im Zuge der sogenannten 

Flüchtlingskrise innerhalb der autonomen Szene an Bedeutung ge-

wonnen. Linksextremisten überspitzen ihre Kritik an bestehenden 

Asyl- und Flüchtlingsgesetzen und am Handeln von Ausländerbe-

hörden, Polizei und Gerichten zum  Vorwurf eines „systemimma-

nenten“ Rassismus. Staatliche Repräsentanten und Akteure werden 

damit auf eine Stufe mit Rechtsextremisten gestellt und somit For-

derungen nach der Abschaffung des politischen Systems legitimiert. 

So solidarisieren sich auch Teile des niedersächsischen linksextremis-

tischen Spektrums mit den betroffenen Flüchtlingen und mobilisie-

ren zu Resonanzkundgebungen.

Darüber hinaus konzentrierten sich Anfang des Jahres 2016 noch 

Teile der autonomen Szene in ihrem Kampf gegen Rassismus auf die 

im Grundsatz islam- und fremdenfeindlich geprägten niedersächsi-
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schen Ableger der Bewegung „Patriotische Europäer gegen die Isla-

misierung des Abendlandes“ (Pegida). In Reaktion auf die rückläufi-

gen Teilnehmerzahlen an den Demonstrationen der Gruppierungen 

„Hannoveraner gegen die Islamisierung des Abendlandes“ (Hagi-

da)79 und „Braunschweig gegen die Islamisierung des Abendlandes“ 

(Bragida) nahmen im Jahr 2016 auch die Teilnehmerzahlen an den 

Protesten gegenüber dem Vorjahr spürbar ab.

Die autonome Szene, die 2015 noch entscheidend an den Gegen-

kundgebungen mitwirkte, zog sich aus diesen nahezu gänzlich zu-

rück, da umfassende Proteste ihrer Ansicht nach nur zu einer unge-

rechtfertigten Aufwertung des politischen Gegners führen würden. 

Vor diesem Hintergrund konzentrierte sich die autonome Szene 

Niedersachsens im Berichtsjahr 2016 in erster Linie auf die Ausein-

andersetzung mit der AfD und im Raum Göttingen mit dem FKTN. 

Kampf gegen Repression

Gewöhnlich wird der Begriff „Repression“ dafür verwendet, Unter-

drückung und Menschenrechtsverletzungen in Diktaturen und au-

toritären Systemen zu benennen. Linksextremisten übertragen den 

Begriff auf die innenpolitische Situation in Deutschland. Konkret 

verstehen sie hierunter die Unterdrückung der individuellen, sozi-

alen und politischen Entfaltung des Einzelnen durch gesellschaft-

liche Strukturen oder autoritäre Verhältnisse in Deutschland, insbe-

sondere durch Handlungen staatlicher Exekutivorgane, wie z. B. der 

Polizei. Ziel der linksextremistischen „Antirepressions-Arbeit“ ist es, 

sich selbst als Opfer permanenter Überwachung, Verfolgung und  

79 Nach einigen Umbenennungen bezeichnet sich die Gruppierung Hagida gegenwärtig als 
„Bürgerprotest Hannover“.
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Reglementierung durch den Staat zu stilisieren, um auf diese Weise 

den demokratischen Rechtsstaat zu delegitimieren. 

Nachdem am 11.02.2016 in Hannover das „Unabhängige Jugend-

zentrum Kornstraße“ (UJZ Kornstraße) wegen des Verdachts der 

Herstellung und Verbreitung von Propagandamaterial für die ver-

botene kurdische Arbeiterpartei PKK durchsucht worden war, or-

ganisierte die autonome Szene am darauffolgenden Tag eine De-

monstration unter dem Motto „Keine Kriminalisierung des UJZ 

Kornstraße – weg mit dem Verbot der PKK“. Auf der Demonstrati-

on, an der in der Spitze ca. 750 Personen teilnahmen, wurden die 

Durchsuchungsmaßnahmen als unrechtmäßiger Eingriff des Staa-

tes in die autonomen Strukturen und somit als politisch motivierte 

Repressions maßnahmen gedeutet, gegen die es sich zu wehren gilt. 

An der Demonstration beteiligten sich neben Personen der auto-

nomen Szene auch eine Vielzahl kurdischer Aktivisten. 

Die Rote Hilfe

Die bedeutendste Gruppierung, die sich in erster Linie der „Antire-

pressions-Arbeit“ widmet, ist der von Linksextremisten getragene 

Verein Rote Hilfe e. V. (RH). 

In Anbetracht der oben beschriebenen Durchsuchungen im UJZ 

Kornstraße veröffentlichte der Bundesvorstand der RH noch am sel-

ben Tag (11.02.2016) eine Pressemitteilung, in der die polizeilichen 

Ermittlungen in der Logik linksextremistischer „Antirepressions“- 

und „Antirassismus-Argumentationen“ folgendermaßen gedeutet 

wurde: 
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„Offensichtlich ist die erneute Kriminalisierungswelle gegen die kurdische Bewegung und 

gegen Menschen, die sich mit ihr solidarisch zeigen, nicht zuletzt eine Dienstleistung für 

das Regime des türkischen Präsidenten Erdogan, von dem sich die BRD eine noch härtere 

Abschottung gegen Asylsuchende erhofft.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der Roten Hilfe, 11.02.2016)

Die RH wurde 1975 gegründet und ist in Göttingen ansässig. Über 

den Bundesverband hinaus existieren in Niedersachsen in Braun-

schweig, Göttingen, Hannover und Osnabrück selbstständige Orts-

gruppen.

Ihre Hauptaufgabe sieht die RH im Kampf gegen „staatliche Repres-

sion“, indem sie Rechtshilfe gewährt und Szeneangehörigen Anwälte 

vermittelt. Außerdem stellt sie zu besonderen Veranstaltungen, bei-

spielsweise bei Demonstrationen, sogenannte Ermittlungsausschüs-

se bereit. Deren Aufgabe besteht darin, sich um Festgenommene zu 

kümmern und Rechtsanwälte zu vermitteln. Die RH begleitet straf-

prozessuale Maßnahmen u. a. mit Solidaritätsveranstaltungen und 

Kampagnen, um auf diese Weise die vermeintliche Repression staat-

licher Behörden gegen politische Aktivisten zu „entlarven“.

Die RH sieht sich dabei als „Selbsthilfeorganisation für die gesamte 

Linke“. Bewusst verzichtet sie darauf, sich von extremistischen Zu-

sammenschlüssen zu distanzieren. Vielmehr ist ihrer Internetseite 

unter der Rubrik „Über uns“ zu entnehmen:

„Wir wollen nicht nur materielle, sondern auch politische Unterstützung leisten … Deshalb 

suchen wir mit denen, die wir unterstützen, die politische Auseinandersetzung, nehmen 

eventuell auch zu ihrer Aktion Stellung. Aber wir machen vom Grad der Übereinstimmung 

nicht unsere Unterstützung abhängig.“ 

(veröffentlicht auf der Internetseite der Roten Hilfe, 08.01.2016) 

Da das Aktionsfeld „Antirepression“ weiterhin einen hohen Stellen-

wert innerhalb des linksextremistischen Spektrums, insbesondere in 

der autonomen Szene, einnimmt, kann die RH seit mehreren Jahren 

einen bundesweit kontinuierlichen Anstieg ihrer Mitgliederzahlen 

verbuchen, während sie in Niedersachsen zurzeit stagnieren. So sind 

gegenwärtig bundesweit rund 7.500 Personen in der RH organisiert, 

etwa 600 davon in Niedersachsen.
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Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die weltweiten kriegerischen Konflikte, die andauernde Flüchtlings-

krise und der dadurch mitbedingte Aufschwung rechtspopulisti-

scher Parteien und Bewegungen in Deutschland und Europa haben 

in den letzten Jahren neben dem Kampf gegen den Faschismus 

das Themenfeld „Antirassismus“ in den Mittelpunkt der Aktivitä-

ten der autonomen Szene auch in Niedersachsen gerückt. Vor dem 

Hintergrund der Wahlen zum Deutschen Bundestag im September 

2017 und den niedersächsischen Landtagswahlen im Januar 2018 ist 

künftig mit verstärkten Auseinandersetzungen vor allem zwischen 

Linksextremisten und der Partei Alternative für Deutschland (AfD) 

zu rechnen. Da zudem auch 2017 von weiteren rechtsextremistisch 

motivierten Übergriffen auf Flüchtlinge und ihre Unterkünfte aus-

zugehen ist, werden die Auseinandersetzung mit „Faschismus“ und 

„Rassismus“ weiterhin die dominierenden Themen der autonomen 

Szene darstellen. Eine weitere Radikalisierung des (post-)autonomen 

Milieus kann daher nicht ausgeschlossen werden. Mit einer Zunah-

me der von Linksextremisten ausgehenden Gewalttaten, vor allem 

gegenüber Polizisten und Rechtsextremisten bzw. denjenigen, die 

Autonome für Rechtsextremisten halten, muss gerechnet werden.

Ferner dürfte das Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs der 

Gruppe der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer der Welt 

(G20-Gipfel) in Hamburg Anfang Juli 2017 eine starke Mobilisierung 

der linksextremistischen Szene nicht nur in Niedersachsen, sondern 

auch bundes- und europaweit nach sich ziehen. Dabei muss bereits 

im Vorfeld bundesweit mit Straftaten mit Bezug zum G20-Gipfel 

gerechnet werden. Nach dem Misserfolg, den linksextremistische 

Bündnisse wie die IL im Zusammenhang mit den Protesten gegen 

den G7-Gipfel80 in Elmau 2015 hinnehmen mussten, könnte der 

Protest gegen den G20-Gipfel auch zu einem Gradmesser für die 

Organisationskraft und den Stellenwert dieser Bündnisse innerhalb 

der linksextremistischen Szene werden. Ein erneutes Scheitern dürf-

te die postautonomen Bemühungen zur Reorganisierung der links-

extremistischen Szene gefährden und könnte eine weitere Zersplit-

terung vor allem des autonomen Milieus nach sich ziehen.

80 Auf den jährlichen G7-Treffen sind die Staats- und Regierungschefs aus Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Kanada und den Vereinigten Staaten vertreten.
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3.5 Anarchisten

Sitz / Verbreitung Anarchisten

Mit Ausnahme der Freien Arbeiterinnen- und Arbeiter-Union 

(FAU) existieren in Niedersachsen keine gefestigten anarchisti-

schen Strukturen.

Die FAU unterhält in Hameln und Hannover einzelne Orts-

gruppen, zudem existiert eine Jugendgruppe in Göttingen.

Mitglieder /  

Anhänger /  

Sympathisanten
Bund: 800  Niedersachsen: 30 

Publikationen „Gai Dao“ (Publikation der Föderation deutschsprachiger  

Anarchisten; monatlich)

„Direkte Aktion“ (Onlinepublikation der FAU; unregelmäßig)

Finanzierung Finanzierung von Aktionen und Kampagnen durch Spenden 

sowie Solidaritätsveranstaltungen, bei der FAU auch Mitglieds-

beiträge

Kurzportrait / Ziele Neben dem Kommunismus ist der moderne Anarchismus der 

zweite grundlegende Ideologiestrang des Linksextremismus.  

Beide Strömungen setzen sich dafür ein, die bestehende Ord-

nung zu überwinden. Anarchisten streben diesbezüglich die 

unmittelbare Errichtung einer herrschaftsfreien Gesellschafts-

ordnung an, in der der Mensch von allen politischen, ökono-

mischen und kulturellen Zwängen befreit leben kann.

Im Anarchismus nimmt die individuelle Freiheit den höchsten 

Stellenwert ein. Vor diesem Hintergrund negieren Anarchisten 

sämtliche Hierarchie- und Herrschaftsformen. Zudem sprechen 

sie nicht nur dem Staat und seinen Institutionen, sondern ebenso 

der (sozialen) Marktwirtschaft jegliche Existenzberechtigung ab. 

Als kleinste Einheit des anarchistischen Zusammenlebens gilt 

die sogenannte Kommune, im ökonomischen Bereich wird die 

Gründung föderal strukturierter Genossenschaften und Syndikate 

angestrebt.
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Der Anarchismus ist aber keineswegs als geschlossener Theorie-

block zu verstehen. Vielmehr verbergen sich hinter dem Begriff 

verschiedene Strömungen mit z. T. sehr unterschiedlichen Konzep-

ten. Unter den niedersächsischen Anarchisten ist der eher praxis-

orientierte Anarchosyndikalismus am stärksten vertreten.81 So ori-

entiert sich z. B. die FAU an anarchosyndikalistischen Konzepten.

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Gemeinsames Ziel aller anarchistischen Gruppierungen ist es, den 

Staat und seine Institutionen abzuschaffen und durch eine „herr-

schaftsfreie Gesellschaft“ zu ersetzen. Hiermit richten sie sich gegen 

die freiheitliche demokratische Grundordnung und sind demnach 

verfassungsfeindlich (§ 3 Abs. 1 NVerfSchG).

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Zu einer der größten anarchosyndikalistischen Gruppierungen in 

Deutschland zählt die 1977 gegründete Freie Arbeiterinnen- und 

Arbeiter-Union (FAU), die sich als eine nach basisdemokratischen 

Prinzipien aufgebaute Gewerkschaft versteht. Nachdem die FAU im 

Dezember 2016 endgültig aus der Internationalen ArbeiterInnen As-

soziation (IAA), einem international agierenden Zusammenschluss 

von anarchosyndikalistischen Gewerkschaften, ausgeschlossen wur-

de, plant sie künftig mit neuen internationalen Partnern den „welt-

weiten Kampf der Anarchosyndikalisten“ weiter voranzubringen. 

Hierzu führt sie aus:

„Wenn die Zeichen der Zeit nicht trügen, stehen wir am Beginn einer Etappe eines Populis-

mus, der wie kaum zuvor in den letzten Jahrzehnten die Ausbeutung der ArbeiterInnen und 

Ausgeschlossenen unter nationalistischen und rassistischen Vorzeichen vorantreiben und die 

Menschen gegeneinander aufhetzen will. … Wir haben keine Zeit mehr, das Trennende zu 

kultivieren - wir wollen stattdessen das Verbindende unter uns im Kampf um unsere Lebens-

bedingungen und für eine Welt ohne Ausbeutung und Herrschaft suchen.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der FAU, 02.01.2017)

81 Unter Anarchosyndikalismus versteht man eine gewerkschaftliche Organisierung, die auf 
anarchistischen Prinzipien beruht. Ziel ist es, das bestehende Staatssystem revolutionär 
zu überwinden und durch ein klassen- und staatenloses System zu ersetzen. Für weitere 
Informationen siehe: Armin Pfahl-Traughber, Linksextremismus in Deutschland. Eine kriti-
sche Bestandsaufnahme, Wiesbaden 2014, Seite 55ff.
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Diese Forderung knüpft deutlich an den aktuellen Grundlagentext 

der FAU an, der die Prinzipien und Grundlagen der Gewerkschaft 

regelt. In den beiden Kapiteln „Grundsätze und Ziele“ sowie „Kritik 

der bestehenden Verhältnisse“ hält die FAU für ihre Arbeit fest:

„Wir streben die Überwindung des Kapitalismus an. … Wir beziehen uns [dabei] auf die 

Ideen des Anarchosyndikalismus. … Kapitalismus ist kein Naturgesetz, sondern lediglich 

ein von Menschen geschaffenes Verhältnis, das durch kollektives Handeln der Arbeitenden 

aufgehoben werden kann.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der FAU, 09.01.2017)

Der von der FAU angestrebte Systemwechsel soll dabei von basis-

demokratisch strukturierten Lokal- und Betriebsgruppen organisiert 

werden, die unter Rückgriff auf direkte und z. T. auch militante 

Aktionsformen, wie z. B. Fabrikbesetzungen, Streiks und Sabota-

geaktionen, vor Ort agieren sollen. Mit ihrem Engagement für Ge-

werkschaftsbelange und ihren Solidarisierungsbekundungen mit 

streikenden Arbeiterinnen und Arbeitern versucht die FAU anschluss-

fähig zu werden und neue Mitglieder für ihre über diese Themen 

hinausgehenden systemablehnenden Ziele zu gewinnen. Weiterhin 

besteht in Göttingen die der FAU nahe stehende Anarcho-syndikalis-

tische Jugendorganisation Göttingen/Südniedersachsen (ASJ). Diese 

versteht sich selbst als

„… eine lokalistische und anarcho-syndikalistische Gruppe und Teil eines Netzwerkes aus 

anarcho-syndikalistischen und/oder daran orientierten libertären Jugendgruppen.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der ASJ Göttingen/Südniedersachsen, 09.01.2017)

Die ASJ organisiert in Göttingen regelmäßig öffentliche Abende 

und beteiligt sich an szenetypischen Demonstrationen und Kund-

gebungen, so auch im Jahr 2016. Neben der ASJ Göttingen/Südnie-

dersachen agieren im Bundesgebiet noch mindestens drei weitere 

Jugendorganisationen.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Anarchistische Organisationen sind generell von nachrangiger Be-

deutung. Allein aufgrund ihrer theoretischen Zersplitterung dürfte 

sich daran auch künftig kaum etwas ändern.
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Auch für das Jahr 2017 ist davon auszugehen, dass der Anarcho-

syndikalismus weiterhin der am stärksten wahrnehmbare Teil des 

anarchistischen Spektrums in Deutschland und Niedersachsen blei-

ben wird. Es gilt vor allem zu beobachten, welche Veränderungen 

das endgültige Ausscheiden der FAU aus der IAA in Bezug auf ihre 

künftige politische Tätigkeit haben wird.

82 Die hier angegebenen Mitgliederzahlen beziehen sich allesamt auf die Bundesebene, ent-
sprechende Mitgliederzahlen für die niedersächsische Landesebene liegen nicht vor.

3.6 Offen extremistische Zusammen-
schlüsse in der Partei DIE LINKE. 

Kommunistische  

Plattform (KPF)

Sozialistische  

Linke (SL)

Antikapitalistische  

Linke (AKL)

Sitz Berlin Berlin Berlin

Gründung 1995 2006 2006

Mitglieder82
1.200  826  840 

Veröffentlichungen „Mitteilungen der

Kommunistischen 

Plattform“  

(monatlich)

„realistisch und 

radikal“

(1–2 × jährlich  

erscheinendes  

Debattenheft)

ausschließlich Ver-

öffentlichungen auf 

der Internetseite

Kurzportrait / Ziele In Niedersachsen agieren drei offen extremistische Zusammen-

schlüsse in der Partei DIE LINKE. Hierbei handelt es sich um die 

Kommunistische Plattform (KPF), die Sozialistische Linke (SL) 

sowie die Antikapitalistische Linke (AKL).

Die KPF ist der mitgliederstärkste offen extremistische Zusam-

menschluss innerhalb der Partei DIE LINKE. Sie versteht sich laut 

ihrer Satzung als ein „bundesweiter Zusammenschluss von Kom-

munistinnen und Kommunisten in der Partei“, der nach wie vor an 

marxistisch-leninistischen Zielen und Traditionen festhält. Die von 

trotzkistischen Gruppierungen getragene SL charakterisiert sich 
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demgegenüber in ihrem Debattenheft „realistisch und radikal“ 

selbst als „gewerkschaftlich orientierte Strömung der Partei DIE 

LINKE.“, deren Ziel es sei, den Widerspruch zwischen Kapital und 

Arbeit im öffentlichen Diskurs darzulegen, um so die Lebensver-

hältnisse der Mehrheit zu verbessern und die Macht des Kapitals 

zu brechen.83 Wie einem Antrag an die SL-Bundesversammlung 

im Januar 2015 zu entnehmen ist, orientiert sich die SL dabei 

ideologisch u. a. an den Traditionen des Marxismus, um so „die 

Widersprüche der bürgerlichen Gesellschaft aufzuspüren und ihre 

Gefahren und Potenziale zu entdecken“.84

Auf ihrer Internetseite bezeichnet sich die AKL als „politische 

Strömung in der Partei DIE LINKE.“, die „als Brückenglied zwischen 

der Partei und den außerparlamentarischen Bewegungen“ steht 

und „sich für die weitere Stärkung des antikapitalistischen Profils 

der Partei“ einsetzt. In ihrem aktuellen Grundsatzaufruf wird die 

Ersetzung der gegenwärtigen deutschen Gesellschaftsordnung 

durch den Sozialismus von der AKL verlangt und als Hauptziel des 

innerparteilichen Zusammenschlusses festgeschrieben.

Grund der Beobachtung / Verfassungsfeindlichkeit

Die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 NVerfSchG für eine Beobach-

tung der Gesamtpartei DIE LINKE. bestehen seit dem Jahr 2013 in 

Niedersachsen nicht mehr. Es liegen jedoch für die drei hier aufge-

führten innerparteilichen Zusammenschlüsse der Partei DIE LINKE. 

Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitliche demokrati-

sche Grundordnung vor, da diese sich zum Ziel gesetzt haben, das 

gegenwärtige politische System der Bundesrepublik zu überwinden.

Ereignisse und Entwicklungen

Die Partei DIE LINKE. hat ihre Wurzeln in der 1989 aus der Sozialis-

tischen Einheitspartei Deutschlands (SED) hervorgegangenen Partei 

des Demokratischen Sozialismus (PDS), die sich im Juli 2005 in Links-

partei.PDS umbenannte und am 16.06.2007 mit der Partei Arbeit & 

soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative (WASG) zur Partei DIE 

LINKE. fusionierte.

83 „realistisch und radikal“, Nr. 3, 1. Quartal 2014, Seite 4.

84 Veröffentlicht auf der Internetseite der SL, 05.01.2016.
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Kommunistische Plattform (KPF)

Das marxistisch-leninistische Profil der KPF wird u. a. im stetigen 

Rückgriff auf Argumentationsmuster des orthodoxen Marxismus 

deutlich. So pflegt die KPF z. B. in einem Bericht des Bundesspre-

cherrats vom 29.11.2015 ihre antiwestliche und antiamerikanische 

Grundeinstellung, wenn sie behauptet, dass vom US-Imperialismus 

die mit Abstand größte Gefährdung für die Existenz unseres Plane-

ten ausgehe.85

Zugleich lässt die KPF auch 2016 keinen Zweifel an ihrer politischen 

Ausrichtung. So betonte ihre Bundessprecherin mit Blick auf eine 

mögliche Normalisierung der Beziehungen zwischen den USA und 

Russland vor dem Hintergrund des Amtswechsels im Weißen Haus 

in Washington: 

85 „Mitteilungen der KPF“, Heft 12/2015, Seite 3.

„Wenige Wochen vor dem 25. Jahrestag des Beitritts der DDR zur Bundesrepublik sollten 

wir intensiv daran erinnern, dass der Grundsatz `Von deutschem Boden darf nie wieder 

Krieg ausgehen´ mit dem Wiedererstehen eines einheitlichen kapitalistischen Deutschlands 

über Bord geworfen wurde. … Sprechen wir umso deutlicher aus, was diese DDR für uns in 

erster Linie war: Ein Staat, der zum Frieden erzog und dessen Armee niemals an einem Krieg 

beteiligt war, ein Staat, in dem der Antifaschismus Staatsräson war und das Gemeinwohl vor 

allem durch das Fehlen von Existenzängsten und Bildungsschranken geprägt war.“

(„Mitteilungen der KPF“, Heft 5/2015, Seite 22)

„Wir sind und bleiben bei unserem Herangehen an die neue Lage Marxisten“.

(„Mitteilungen der KPF“, Heft 12/2016, Seite 4)

Aufgrund der überaus positiven Beurteilung des ehemals „real existie-

renden Sozialismus“ durch die KPF überrascht es nicht, dass sie sich 

seit jeher selbst die Pflicht auferlegt hat, dass die Auseinandersetzung 

um die Geschichte eines ihrer Hauptbetätigungsfelder bleibe.

Zur Verdeutlichung des revisionistischen Geschichtsverständnisses 

der KPF, welches auch als ein Beleg ihrer extremistischen Grundaus-

richtung zu bewerten ist, sei hier exemplarisch auf die Ausführun-

gen der Bundessprecherin vom Mai 2015 verwiesen:
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Derartige Positionierungen lassen den Schluss zu, dass sich die KPF 

ideologisch gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung 

der Bundesrepublik richtet und sie stattdessen für die (Wieder-)Er-

richtung eines kommunistischen Systems in Anlehnung an die DDR 

eintritt.

Sozialistische Linke (SL)

Die SL gehört ebenfalls zu den größten Zusammenschlüssen inner-

halb der Partei DIE LINKE. Auch künftig möchte sie ihr „linkes Profil“ 

weiter schärfen und

„… unser Auftreten als Opposition gegen Neoliberalismus, Kapitalismus und Rassismus stär-

ken und unsere eigenen Inhalte für eine progressive gesellschaftliche Alternative in den 

Vordergrund rücken.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der SL, 19.01.2017)

In der SL arbeiten trotzkistische Gruppierungen, allen voran das trotzkis-

tische Netzwerk marx21. Dem Netzwerk gehören bundesweit ca. 400 

Personen an. Sie stellen damit knapp die Hälfte der Mitglieder der SL.

Aufgrund seiner personellen Stärke verfügt das Netzwerk marx21 

über einen beachtlichen Einfluss auf die Gesamtpositionierung der 

SL. Um die eigenen Positionen zu artikulieren, nutzt marx21 neben 

entristischen Strategien86 vor allem seine gleichnamige Zeitschrift 

„marx21“, die fünfmal jährlich erscheint. 

Um ihr Ziel einer antikapitalistischen Gesellschaftsordnung zu errei-

chen, will sie die

86 Entrismus ist eine vornehmlich von Trotzkisten angewandte Taktik, die darauf abzielt, an-
dere politische Akteure von innen heraus zu unterlaufen. Auf diesem Wege soll die eigene 
Ideologie innerhalb der unterwanderten Gruppierung verbreitet werden, um so langfristig 
die Deutungshoheit auf der Führungsebene übernehmen zu können.

„… Kämpfe gegen Unterdrückung in jeder Form mit einer klassenorientierten, kämpferi-

schen und positiven Politik von links …“ verbinden, um so „… die Spaltung innerhalb der 

Klasse zu überwinden und die Wut gegen den gemeinsamen Feind zu richten …“

(marx21, Heft 4/2016, Seite 17)
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Die Ursprünge von marx21 gehen auf die Sozialistische Arbeiter-

gruppe (SAG) zurück, die 1969/70 entstand. Ziel der SAG war es, 

eine revolutionäre marxistische Partei zur Bekämpfung des Kapitalis-

mus aufzubauen, um so einen neuen Staat auf der Basis von Arbeiter-

räten zu errichten. Die SAG beteiligte sich aktiv an der Antifa-Bewe-

gung und kooperierte dabei auch mit autonomen Gruppen. 1993 

erfolgte die Umbenennung in Linksruck. Mit der Entstehung der 

WASG und ihrer späteren Fusion mit der PDS zur Partei DIE LINKE. 

versuchte Linksruck in diesen Parteien zu wirken. Dabei bediente 

sich die Organisation der für trotzkistische Gruppierungen typischen 

Taktik des Entrismus. Am 01.09.2007 löste sich Linksruck offiziell 

auf, existiert seitdem aber in der neu organisierten Gruppe marx21 

und wirkt weiter innerhalb der Partei DIE LINKE. Die Mitglieder bei-

der Organisationen stimmen größtenteils überein. Marx21 zählt da-

bei zu den aktivsten trotzkistischen Organisationen in Deutschland.

Antikapitalistische Linke (AKL)

Nachdem sich die AKL 2006 als loses Netzwerk gründete, 

beschloss sie im Jahr 2012, sich neue und festere Struktu-

ren zu geben, um als innerparteilicher Zusammenschluss 

intensiver agieren zu können. Vor diesem Hintergrund 

formulierte ihr Länderrat am 09.11.2013 einen bis heute 

gültigen Aufruf, der den Gründungsaufruf ersetzt. Darin 

hält sie fest:

„Die Ursache der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise liegt im kapitalistischen Produk-

tionsverhältnis selbst begründet. Dieses basiert auf Ausbeutung, Privateigentum an Pro-

duktionsmitteln, Existenz von gesellschaftlichen Klassen, Konkurrenz, Zerstörung der Natur 

und Profitmaximierung. Heute erleben wir eine tiefe und weltweite Systemkrise des Kapi-

talismus, die alle zerstörerischen Seiten dieser Produktionsverhältnisse offenkundig macht.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der AKL, 19.01.2017)

Um diese Ursache erfolgreich bekämpfen zu können, zielt die AKL 

auf „den Bruch mit den kapitalistischen Eigentumsstrukturen“. Sie 

will

„… Forderungen durchsetzen, die das kapitalistische System in Frage stellen, angreifen und 

letztlich überwinden.“

(veröffentlicht auf der Internetseite der AKL, 19.01.2017)
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Das politische System der Bundesrepublik möchte sie in eine anti-

kapitalistisch sozialistische Gesellschaftsform transformieren. Diese 

Maßgabe formuliert die AKL kontinuierlich unter Bezugnahme auf 

aktuelle politische Entwicklungen. 

Gezielt sucht die AKL dabei den Schulterschluss mit anderen extre-

mistischen Gruppierungen wie den gewaltbereiten Autonomen. So 

fordert sie in einer am 20.02.2013 auf ihrer Internetseite veröffent-

lichten Erklärung dazu auf, sich nicht in „friedliche und angeblich 

gewaltbereite Autonome und bürgerliche Antifaschisten spalten“ zu 

lassen.

Auch die niedersächsische AKL positioniert sich offen extremistisch, 

z. B. in Form von eigenen Vorschlägen zu den Wahlprogrammen der 

Partei DIE LINKE. oder durch spezielle Debattenbeiträge auf ihrer 

Internetseite. Bezeichnend ist der Änderungsantrag der AKL-Gruppe 

Niedersachsen zum Landesparteitag der Partei DIE LINKE., in dem 

die niedersächsische AKL im Januar 2015 unumwunden zugibt, die 

Partei nicht nur als politische Opposition, sondern ganz konkret als 

Systemopposition positionieren zu wollen:

„DIE LINKE als sozialistische Partei steht für eine grundlegende Alternative zum kapitalisti-

schen Profitsystem. … Für eine  Bankrottverwaltung unter dem Diktat der knappen Landes- 

und Kommunalkassen und auf der Grundlage der Schuldenbremse werden wir keine Mit-

verantwortung übernehmen. Dies würde auch DIE LINKE als Systemopposition gegen den 

Einheitsbrei der prokapitalistischen Parteien unglaubwürdig machen ….“

(veröffentlicht auf der Internetseite der niedersächsischen AKL, 05.01.2016)
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Bewertung, Tendenzen, Ausblick

KPF, SL und AKL streben nach wie vor, wenn auch in unterschiedli-

cher Ausführung und Intensität, die Überwindung der bestehenden 

politischen Ordnung der Bundesrepublik an und wollen diese durch 

ein sozialistisches bzw. kommunistisches System ersetzen. Um die-

ses Ziel zu erreichen, versuchen sie Einfluss auf das politische Profil 

der Partei DIE LINKE. und deren inhaltlicher Ausrichtung zu nehmen. 

So nehmen ihre Mitglieder beispielsweise mit eigenen Delegierten 

an Parteitagen der Partei DIE LINKE. teil und bringen sich dort mit 

eigenen Anträgen ein. Diese Vorgehensweise dient ihnen dazu, die 

Deutungshoheit bei bestimmten Themen, wie beispielsweise den 

Umgang mit der SED-Diktatur, zu erlangen. Aus diesem Grunde 

muss davon ausgegangen werden, dass die drei extremistischen Zu-

sammenschlüsse der Partei DIE LINKE. auch 2017 versuchen werden, 

auf den Bundes- und Landtagswahlkampf ihrer Partei in Niedersach-

sen Einfluss zu nehmen.




